
Seit Jahren wollten diverse Bauinteressenten 
in Triesenberg eine Bewilligung für soge-
nannte Erdsondenheizungen. Jedesmal wur-
de dies vom Amt für Umweltschutz katego-
risch abgelehnt, mit der Begründung, der ge-
samte Triesenberg sei in der roten Zone. Alle 
diese Bauobjekte lagen aber gemäss Gefah-
renkarte in der blauen bzw. in der gelben Ge-
fahrenzone. Wie wir zwischenzeitlich erfah-
ren haben, wurde der Geologe, der die Erd-
sondenkarte ausgestaltete, seitens des Amtes 
angehalten, Triesenberg für die Erdsonden-
karte in die rote Zone und damit ins Verbot 
für Erdsonden einzuteilen. Hier stellt sich die 

Anfang Mai 2008 hat jetzt plötzlich die 
Regierung diese Karte neu beurteilt und ge-
funden, dass in grösseren Gebieten Erdson-

Heute, das heisst im 2008, ist jetzt plötz-
lich alles anders, obwohl sich in Wirklich-
keit überhaupt nichts geändert hat. Heute 
wird seitens des Landes plötzlich alles er-
denkliche für den Umweltschutz getan. 
Liegt das wohl an den bevorstehenden 
Landtagswahlen? Wie kommen sich aber 
die Leute vor, die schon vor Jahren Energie 
sparen und somit die Umwelt schonen 
wollten? Die gemäss willkürlichem Befehl 
von oben jedoch diese Erdsondenheizungen 
nicht bewilligt bekamen; die heute dafür die 
teuren Erdölpreise bezahlen und auch noch 

Dafür bezahlt unser Land circa 8 Millio-
nen Franken für Nichteinhaltung von inter-
nationalen Abkommen. Mit diesem Geld, 
dass seitens des Landes so verschleudert 
wird, könnte im Inland aktiver und sinn-

Die an alternativen Energien Interessier-
ten kommen sich so doppelt verarscht vor. 
Sie bezahlen heute aufgrund willkürlicher 
Bevormundung die hohen Ölpreise und ihr 
Steuergeld wird mit fadenscheinigen Be-
gründungen gemäss Landtagsbeschluss ins 

Die Volksbefragung zu «Sozialkapital und 
Gesundheit» der Regierung des Fürsten-
tums Liechtenstein wurde auch einem Man-
ne an seine Adresse in Vaduz zugeschickt. 
So weit, so gut. Nur, dieser Mann ist schon 
vor siebzehn Jahren verstorben und liegt 
seitdem auf dem Friedhof St. Peter in 
Schaan. Peinlich, pietätlos und für die An-

Da drängt sich wieder einmal die Frage 
auf, was ist das nur für ein seltsamer Staat, 
der einen im weltweiten Grössenvergleich 
einmaligen Verwaltungsapparat unterhält und 
der es nicht einmal merkt, wenn einer seiner 

Dieser Fragebogen, ein Sammelsurium 
undurchsichtiger staatlicher Neugier, lässt 
ohnehin keine Peinlichkeit aus und ist alles 

Fragen, deren Gehalt oberflächlich be-
trachtet zwischen harmlos und lächerlich 
hin und her pendeln, sollen aber dennoch 
als das verstanden werden, was sie sind. 
Nämlich: Ich, der Staat, will dich, du freier 
Bürger, im Glück wissen, das ich dir mit 
deinem eigenen Geld bereit und willens bin 
zu bescheren. Damit bekommt die aller-
dümmste Frage No. 24 sogar noch Gehalt, 
welche lautet: Wie sehr hatte Ihr Leben bis 
jetzt klare Ziele oder einen Sinn? Das eine 
schliesst nach dem Verständnis unserer Re-

Über die Frage No. 21 stolpert man, ob 
man will oder nicht. Denn diese lautet: Wo-
hin sollte sich Liechtenstein entwickeln? 
Entweder zum Topindustriezentrum? Oder 
zum Exklusivtouristengebiet? Oder zum 
Topfinanzplatz? Oder zum Internationalen 
Wissenschaftszentrum? Wir sind uns doch 
alle einig darüber, dass wir das alles zusam-
men schon lange sind, oder waren die bis-
herigen Selbstbeweihräucherungen, Er-
folgs- und Rekordmeldungen nur fauler 

Stärkung häuslicher Pflege
Interview mit der FBP-Abgeordneten Doris Frommelt über Pflege in der Familie

SCHAAN – Ältere Leute möchten 
möglichst lange in den eigenen 
vier Wänden bleiben und nicht in 
ein Pflegeheim umsiedeln. Vor-
erst aber fehlt noch die Struktur 
für eine 24-Stunden-Betreuung. 
Die FBP-Abgeordnete Doris From-
melt möchte zudem das Pflege-
geld auf 200 Fr. erhöhen.

• Günther Meier

«Volksblatt»: Frau Frommelt, 
auf dem Traktandum der nächs-
ten Landtagssitzung steht eine 
Postulatsbeanwortung über die 
häusliche Betreuung und Pflege. 
Die Regierung gibt aufgrund der 
heutigen Situation, den Modellen 
in anderen Ländern und auch 
aufgrund der Stimmen bei der 
Überweisung des Postulats die 
Empfehlung ab, ein 24-Stunden-
Betreuungsangebot einzuführen. 
Findet dieser Vorschlag Ihre Un-
terstützung?

Doris Frommelt: Wir wissen, 
dass trotz der gut ausgebauten Pfle-
geheime immer noch der Wunsch 
der meisten älteren oder pflegebe-
dürftigen Leuten besteht, möglichst 
lange in den gewohnten vier Wän-
den bleiben zu können. Wir wissen 
aber auch, dass nicht alle Leute in 
der Lage sind, die Betreuung einer 
älteren oder pflegebedürftigen Per-
son zu übernehmen. Dafür gibt es 
verschiedene Gründe, persönliche, 
wirtschaftliche oder gesellschaft-
liche. Wenn ein Betreuungsangebot 
rund um die Uhr bestehen würde, 
so wäre eine häusliche Pflege eher 
möglich als heute. Deshalb unter-
stütze ich diesen Vorschlag.

Für eine Betreuung 
rund um die Uhr

Wie könnte eine solche 24-Stun-
den-Betreuung aussehen? Wie 
wäre dieses Angebot organisiert? 
Wer müsste die Betreuung über-
nehmen?

Die Familienhilfen in unserem 
Land sind sehr gut ausgebaut und 
organisiert. Es gibt lange Erfah-
rungswerte mit den Familienhilfen, 
die im Lauf der letzten drei, vier 
Jahrzehnte immer besser struktu-
riert wurden. Die Regierung hält es 
für denkbar, dass zusätzlich zu den 
bestehenden Familienhilfe-Verei-
nen ein zweites Standbein unter 
dem Dach des Familienhilfe-Ver-
bandes aufgebaut werden könnte, 
das einen 24-Stunden-Dienst an-
bieten würde. Bei den Betreue-
rinnen der Familienhilfe, die über 
eine gute Ausbildung verfügen, fin-
de ich diese Erweiterung auf eine 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung bes-
tens aufgehoben. Ich denke, dafür 
müsste zwischen dem Land und der 
Familienhilfe-Organisation ein ent-
sprechend ausgestalteter Leistungs-
auftrag abgeschlossen werden. 

Die Regierung ist der Auffassung, 
dass für die Einrichtung eines 24-
Stunden-Dienstes für Pflege und 
Betreuung die Einführung eines 
«Integrierten CaseManage-
ments» notwendig sei. Braucht es 
so etwas wirklich?

Ein Betreuungs- und Pflegefall 
kann auch plötzlich eintreten. Wer 
in der Familie damit konfrontiert 
wird, hat wohl kaum den Überblick 
über die Angebote und Möglich-
keiten. Deshalb ist es sicher sinn-
voll, einen solchen Dienst einzu-
richten, wobei ich anführen möchte, 
dass ich mit dem Begriff «CaseMa-
nagement» gewisse Mühe habe. Ein 

deutscher, landläufiger Ausdruck – 
beispielsweise eine zentrale Anlauf- 
oder Koordinationsstelle – wäre mir 
lieber. Zur Sache selbst möchte ich 
sagen, dass eine derartige Stelle so-
fort und kompetent in der Lage wä-
re, Auskünfte, Beratung und Finan-
zierungsmöglichkeiten anzubieten, 
sicher eine grosse Entlastung für 
Familien. Aber man müsste diese 
Stelle möglichst schlank und effizi-
ent gestalten, nicht als vorgelagerte 
Bürokratie, die einen Haufen Geld 
verschlingt. Zu prüfen ist, ob diese 
Koordinationsstelle bei der Famili-
enhilfe eingerichtet werden kann, 
weil dort bereits die erforderlichen 
Kenntnisse und Strukturen vorhan-
den sind.

Ein wichtiger Punkt scheint die 
Einführung eines Betreuungs- 
und Pflegegeldes zu sein. Wie 
stellen Sie sich dazu?

Derzeit ist es so geregelt, dass 
über die Krankenversicherung bei 
häuslicher Pflege ein Taggeld von 
maximal 100 Franken pro Tag aus-
gerichtet wird. Jetzt ist die Rede da-
von, diesen Beitrag an die allge-
meine Teuerung anzupassen, was 
eine Erhöhung auf 140 Franken be-
deuten würde. Ich meine, wir 
sollten gerade in diesem wichtigen 
Bereich nicht einfach nur die Teue-
rung ausgleichen, sondern einen 
Schritt weiter gehen.

Pflegegeld erhöhen

Mein Vorschlag wäre, diesen Bei-
trag auf 200 Franken pro Tag zu er-
höhen. Zu überlegen ist, ob dieser 
Beitrag generell ausgerichtet werden 
soll oder abgestuft nach den gel-
tenden Pflegestufen. Ich würde es 
befürworten, wenn das Betreuungs- 
und Pflegegeld bereits ab einem 
leichten Hilflosengrad ausgerichtet 
wird. Über die konkrete Ausgestal-
tung respektive die gesetzlichen Rah-
menbedingungen ist sicher ein ent-
sprechendes Konzept auszuarbeiten.

Gibt es Unterschiede bei der Be-
treuung und der finanziellen Ab-
geltung dafür?

Nach dem Krankenversiche-
rungsgesetz richten sich die 
Leistungen nach dem Grad der 
Pflegebedürftigkeit, nicht nach den 
erbrachten Pflegeleistungen. Ob 
man dieses System beibehalten 

will, muss diskutiert werden. Wenn 
wir von einer aktiven häuslichen 
Pflege ausgehen, die eine Einwei-
sung in ein Pflegeheim möglichst 
verhindern soll, müssen wir wahr-
scheinlich eine Öffnung machen: 
Die Leistungen der Krankenkassen 
werden nur bei krankheitsbedingter 
Pflege und erst ab einem be-
stimmten Schweregrad der Behin-
derung ausgerichtet, während bei-
spielsweise Geburtsgebrechen, Un-
fall oder Invalidität nicht einge-
schlossen sind.

Ich denke dabei zum Beispiel an 
einen schweren Unfall eines Fami-
lienangehörigen mit anschlies-
sender Pflegebedürftigkeit. Dies 
verändert von einem Tag auf den 
anderen  alles und stellt die Familie 
vor neue belastende Herausforde-
rungen.

Ausbau des Angebots

Wenn der häusliche Pflegebe-
reich stark ausgebaut wird, so 
braucht es in Zukunft unsere 
Pflegeheime gar nicht mehr?

Unsere Pflegeheime, die einen 
sehr hohen Standard in der Pflege 
und Betreuung aufweisen, braucht 
es auf jeden Fall weiter. Wenn wir 
die häusliche Pflege mehr stützen 
wollen, so heisst das noch nicht, 
dass wir auf der anderen Seite ab-
bauen wollen. Die stärkere Berück-
sichtigung der häuslichen Pflege 
soll in erster Linie dazu dienen, das 
Angebot an Pflege und Betreuung 
zu verbreitern und vor allem auch 
mehr an die individuellen Bedürf-
nisse der pflegebedürftigen Per-
sonen anzugleichen. 

Man muss bedenken, dass sich 
auch in unserem Land die Wohn-
verhältnisse gewandelt haben. Es 
ist nicht in jeder Wohnung aus 
Platzgründen oder aufgrund der 
Bauweise möglich, einen kranken 
oder alten Menschen bedürfnisge-
recht zu pflegen. 

Trotzdem macht es den Anschein, 
als ob jetzt alle voll auf die Karte 
häusliche Pflege setzen würden, 
wie in der guten alten Zeit?

Wir müssen uns auch bei diesem 
Thema vor Romantisierungen hü-
ten. Die gute alte Zeit war nicht im-
mer eine gute Zeit. Wenn man ge-
nau nachfragt, dann erfährt man 
vieles über Elend und Überforde-

rung in den Familien mit behinder-
ten oder pflegebedürftigen Famili-
enangehörigen. Wir müssen froh 
sein, dass es heute eine ausgezeich-
nete ausserhäusliche Betreuung für 
Pflegefälle gibt. Aber ich bin dafür, 
dass wir den häuslichen Bereich 
entsprechend stärken, damit dieser 
Bereich zu einer echten Alternative 
wird. Die Pflegebedürftigen und 
die Familienangehörigen müssen 
die Wahlfreiheit haben. Und häus-
liche Pflege muss auch finanziell 
unterstützt werden!

Ich möchte jedoch davor warnen, 
dass man sich zu einseitig auf die 
häusliche Pflege konzentriert. Es 
darf nicht so weit kommen, dass 
Familienangehörige, die ihre Pfle-
gebedürftigen nicht zu Hause be-
treuen können, ein schlechtes Ge-
wissen haben müssen. Häusliche 
Pflege braucht viel Kraft, physische 
wie psychische, sodass leicht eine 
Überforderung der pflegenden Fa-
milienangehörigen eintreten kann. 
Deshalb bin ich dafür, dass wir 
Rahmenbedingungen schaffen, die 
es den betroffenen Familienange-
hörigen erleichtern, die Entschei-
dung für die eine oder die andere 
Variante zu treffen. 

Verschiedene Bedürf-
nisse berücksichtigen

Unsere Fragen drehten sich bis-
her um pflegedürftige ältere 
Menschen, die in einem Pflege-
heim oder zu Hause betreut wer-
den. Gibt es auch Handlungsbe-
darf bei älteren Menschen, die 
nicht krank sind?

Die FBP hat schon vor einiger 
Zeit ein Grundsatzpapier über eine 
moderne Alterspolitik veröffent-
licht. Dort steht geschrieben, dass 
zwischen gesunden und kranken 
Seniorinnen und Senioren deutlich 
unterschieden werden muss. In die-
sem Papier wird auch gefordert, 
dass gesellschaftliche Fragen für 
diese Altersgruppe thematisiert 
werden sollten, beispielsweise das 
Alleinsein im Alter, die Chancen 
für Wohngemeinschaften älterer 
Leute, den Einsatz noch aktiver Se-
niorinnen und Senioren für Betreu-
ungsaufgaben und anderes – kurz-
um, um das vorhandene Wissen 
und den Erfahrungsschatz dieser 
älteren Menschen nicht einfach 
brachliegen zu lassen.

FBP-Abgeordnete Doris Frommelt: Liechtenstein verfügt über eine ausgezeichnete ausserhäusliche Betreuung 
für pflegebedürftige Menschen. Daneben aber muss der häusliche Bereich gestärkt werden, damit dieser zu 
einer echten Alternative wird. Dadurch entsteht für Pflegebedürftige und deren Familien echte Wahlfreiheit.
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